
ARBEITSBLATT
Horrorszenarien ...
Eine strahlende Bundesar-
beitsministerin verkündet
Arbeitsmarktzahlen, dass
einem schwindelig wird
vor Freude. Probleme? Fehl-
anzeige. Der Wirtschafts-
minister assistiert, dass wir
uns der Vollbeschäftigung
nähern und nur noch ein
großes Problem auf dem
Arbeitsmarkt haben: Fach-
kräftemangel und offene
Lehrstellen. Wahr ist, dass
der Arbeitsmarkt heftig in
Bewegung gekommen ist.
Die Belebung am Arbeits-
markt hat auch die verfe-
stigte Sockelarbeitslosigkeit
erreicht. Sie fiel nach der
offiziellen Statistik im ver-
gangen Jahr um 2 Prozent
auf 890.000 Menschen, die
länger als ein Jahr arbeits-
los gemeldet sind. Das sind
ein Drittel aller Arbeits-
losen. Arbeitsmarktexper-
ten interpretieren diese
Zahlen so, dass diejenigen,
die von der Wirtschaft als
brauchbar angesehen wer-
den, eine Beschäftigung
gefunden haben, und die
jetzt noch Verbliebenen kaum
mehr vermittelbar sind.

Von den Praktikern, die mit
Langzeitarbeitlosen arbei-
ten, wird die Zukunft weni-
ger rosig gezeichnet, da
drohen wahre Horrorsze-
narien. In den Beschäfti-
gungsbetrieben, in denen
Langzeitarbeitslose qualifi-
ziert und beschäftigt wer-
den, rechnet man mit einem
Rückgang der beschäftigten
Arbeitslosen zwischen 25
und 40 Prozent, ein Teil der
Betriebe wird die Einschnitte
nicht überleben. Von eini-
gen ARGE-Geschäftsführern
erfährt man hinter vorge-
haltener Hand, dass sie
nicht mehr wissen, wie es
weitergehen soll mit den

Langzeitarbeitslosen. 8,1
Millionen Menschen wol-
len mehr arbeiten, weil sie
arbeitslos sind oder nur ei-
ne Teilzeitstelle haben, so
das Statistische Bundesamt.
Wie weit hat sich die Politik
von der Wirklichkeit ent-
fernt? Wahr ist, dass die
Bundesregierung die Mittel
zur Eingliederung in den
Arbeitsmarkt in 2011 um 20
Prozent gekürzt hat, inner-
halb von drei Jahren sollen
es 50 Prozent werden. Und
aus dem verbliebenen
Gesamttopf soll noch das
Bildungspaket für Kinder
finanziert werden. Begrün-
dung: man braucht insge-
samt weniger, weil es weni-
ger Arbeitslose zu finanzie-
ren gibt. Zur Wahrheit ge-
hört auch, dass im Saarland
von rund 900 Plätzen des
Programms Jobperspektive

zum Jahreswechsel noch
knapp 300 übrig geblieben
sind. Das Zurückfahren der
allseits kritisierten 1-Euro-
Jobs ist einerseits nachvoll-
ziehbar, aber wenn ande-
rerseits ein schlechtes In-
strument durch das blanke
Nichts ersetzt wird, ist das
bedenklich. Für die neben
das Programm Jobperspek-
tive gesetzte Light-Version
"Bürgerarbeit" muss die
Bundesregierung schon
jetzt nachdrücklich werben,
weil die Arbeitsagenturen
angesichts der gekürzten
Haushalte selbst dafür
keine Mittel mehr haben.
Bleibt zu hoffen, dass die
angekündigte Reform der
arbeitsmarktpolitischen Instru-
mente nicht nur Einspar-
potentiale aufdeckt, sondern
auch zu zukunftweisenden
neuen Instrumenten führt. 

EDITORIAL

Eine Prüfung der arbeits-
marktpolitischen Instru-
mente hat die Bundesre-
gierung für 2011 angekün-
digt. Ziel soll die bessere
Vermittlung in den
Arbeitsmarkt sein. Also
ein lobenswertes Unter-
fangen. Zwei Tatsachen
trüben allerdings die
Aussicht. 

Zum einen deuten die bis-
herigen Entscheidungen
aus dem Bundesarbeits-
ministerium eher auf
einen Kahlschlag statt
auf einen neuen Start.

Zum anderen hüllt sich
das Ministerium im Blick
auf die neuen Instrumente
in eisernes Schweigen.
Soll wieder einmal der
grüne Tisch über die
Praxiserfahrung dominie-
ren, heißt, wir dürfen
wieder einmal unausge-
gorene, aber fertig ver-
schnürte Rezepte in
Empfang nehmen? 

Es wäre schön, wenn die
Regierung vor einschnei-
denden Entscheidungen
einmal den Dialog mit
denen suchen würde, die
über guten Willen,
Experten-wissen und vor
allem jahrzehntelange
Praxiserfahrung verfügen.

Hans Casel,
Bischöflicher
Beauftragter 
für die 
Aktion Arbeit
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Workshop der
Dekanatsbeauftragten

Seit 2008 gibt es Dekanats-
beauftragte für die Aktion
Arbeit. Mit Hilfe der De-
chanten ist es bisher in 18
Dekanaten gelungen, Frau-
en und Männer zu finden,
die sich bereit erklärt ha-
ben, in ihrem Dekanat, in
den Pfarreien, Verbänden
und Einrichtungen die An-
liegen der Aktion Arbeit
mit Leben zu füllen.

Am 22. Februar trafen sich
die Dekanatsbeauftragten
zu einem Workshop, um
sich über ihre bisherigen
Erfahrungen auszutau-
schen, ihre Aufgaben und
Möglichkeiten in den Blick
zu nehmen und die neuen
arbeitsmarktpolitischen
Instrumente kenn zu ler-
nen.

Die 
Dekanatsbeauftragten

Pastoralreferentin 
Mariette Becker-Schuh,
Minheim;
Caritas-Geschäftsführer
Rudolf Düber, 
Betzdorf;
Gerd Gilfert, Trier;
Pastoralreferentin 
Gudrun Jocher, Hermeskeil;
Dr. Clemens Keller,
Neunkirchen;
Pfarrer Karl Kneißl, Bleialf;
Reimund Leg, Perl;
Pastoralreferent 
Günter Leisch, Andernach;
Maria-Theresia Lohse,
Großmaischeid; 
Franz-Josef Mertes, Wittlich;
Diakon Martin Nober,
Konz;
Heinz Oberbillig, Trier;
Pfarrer Helmut Schmidt,
Mayen;
Dechant Lutz Schultz,
Andernach;
Pastoralreferent 
Rainer Stuhlträger,
Weiskirchen-Thailen;
Dechant Manfred Thesen,
Merzig;
Pastoralreferentin
Bettina Wagner, Sulzbach;
Pastoralreferentin 
Anna Rosa Werle, Simmern;
...

Personen

2

Schon mit den Ursprüngen
der Katholischen Sozial-
lehre verbunden ist das
Wort von der "Würde der
Arbeit". In der Tat gehört
die Arbeit zur Menschen-
würde: Der Mensch ist auf
gesellschaftliche Teilhabe
angewiesen, er kann sich
selbst nur wahrnehmen und
einordnen im Vergleich zu
anderen Menschen. Isola-
tion und Ausschließen aus
der Gemeinschaft verän-
dern Menschen, reduzieren
sie. Der Mensch möchte
sein Leben selbst verant-
worten, sein Schicksal in
die Hand nehmen und ver-
suchen, seines Glückes
Schmied zu sein. Der
Mensch möchte seine Welt
gestalten, er möchte Spuren
hinterlassen. Im Schöpfungs-
mythos der Bibel ist das zu-
sammengefasst in einem
Bild: Gott setzte den Men-
schen in den Garten Eden
mit dem Auftrag, ihn zu
behüten und zu bebauen.

Wenn Arbeit wesentlicher
Bestandteil der Menschen-
würde ist, dann muss es
auch ein Recht auf Arbeit
geben, dass diese Würde
schützt. Dieses Recht be-
steht unabhängig davon,
ob es kodifiziert ist. Auch
nicht kodifizierte morali-
sche Rechte haben eine
starke Wirkung, wenn sie
im Wertekonsens einer Ge-
sellschaft verankert sind.
Die Arbeitsmarktpolitik der

derzeitigen Bundesregie-
rung erweckt den Ein-
druck, als ob sie das Recht
auf Arbeit für eine be-
stimmte Gruppe aufgeben
würde. Die beschlossenen
Einsparungen treffen über-
wiegend diejenigen, die auf
dem Arbeitsmarkt nicht
mehr "verwertbar" sind.
Schwere multiple Vermitt-
lungshemmnisse heißt das
in der Amtssprache. In der
Praxis sind das diejenigen,
deren Produktivität unter-
halb dessen liegt, was ein
Arbeitgeber als Lohn zah-
len muss. Je höher die
Produktivität, je höher die
Löhne, umso größer die
Zahl, die das nicht mehr
schaffen. Bei den meisten
helfen da auch keine Qua-
lifizierungsmaßnahmen. 

Für diese Menschen gab es
bisher verschiedene Mög-
lichkeiten: eine Vielzahl
von Qualifizierungsmaß-
nahmen, Arbeitsgelegen-
heiten, Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen, JobPer-
spektive, Ich-AG … Alle
diese Maßnahmen zeichne-
ten sich dadurch aus, dass
sie das Ziel einer Vermitt-
lung in dauerhafte Arbeit
nicht oder nur sehr einge-
schränkt erreichten. Weil
sie bei einer Effizienzprü-
fung unter dem Kriterium
der Vermittlung durchfal-
len, werden nun diese Maß-
nahmen zurückgefahren
oder ganz aufgegeben. Die

betroffenen Menschen aber
kann man nicht zurückfah-
ren. Aber man kann sie auf-
geben, als nicht vermittel-
baren Bodensatz mitschlep-
pen, als Faulenzer brand-
marken. Aus Sicht der
Sozialethik bedeutet das
die Aufgabe des Rechts auf
Arbeit für etwa 1 Million
Bürgerinnen und Bürger. 

Die Antwort der katholi-
schen Soziallehre ist ein-
deutig: Für die Schaffung
ausreichender Arbeitsplät-
ze ist die Wirtschaft, sind
die Arbeitgeber verant-
wortlich. Wenn die Wirt-
schaft dieser Verantwor-
tung nicht gerecht wird, ist
der Staat verpflichtet, ein-
zugreifen. Konkret: so viel
öffentlich geförderte Be-
schäftigung zu schaffen, bis
jeder, der arbeiten möchte,
einen auskömmlichen Ar-
beitsplatz finden kann. Wie
diese öffentliche Förderung
aussieht, ist im politischen
Diskurs zu klären. Aufgabe
eines jeden Christen und
jeder Christin ist es, dem
Recht auf Arbeit Anerken-
nung zu verschaffen: am
Arbeitsplatz, im Bekann-
tenkreis, in der politischen
Diskussion. Nur wenn das
Recht auf Arbeit eine starke
Position in der öffentlichen
Meinung hat, ist mit einer
Besserung in der Politik zu
rechnen. Die Christen soll-
ten aufstehen, sie haben
etwas zu sagen!

Das Recht auf Arbeit braucht moralische Unterstützung

Steht auf, wenn ihr Christen seid!

Kirchengemeinde St. Michael, Sohren, Beschäftigungszuschuss 6.000 Euro
ESH Püttlingen, Projektzuschüsse 30.000 Euro
FBS Neunkirchen, Zuschuss Küche 7.500 Euro
Ortsgemeinde Irsch, Co-Finanzierung Personalkosten 5.000 Euro
Caritasverband Rhein-Mosel-Ahr, Ausbildungspatenschaften 3.500 Euro
Koordination Saarländische Arbeitsloseninitiativen, 1.500 Euro
Caritasverband Rhein-Hunsrück-Nahe, Ausbildungspatenschaften  2.200 Euro
Kirchengemeinde St. Josef, Saarbrücken, Beschäftigungszuschuss16.249 Euro
Caritasverband Magdeburg, Förderung Gut Glüsig, 15.000 Euro
Projektbüro "Kirche auf der BUGA 2011" 3.000 Euro
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Knapp 90.000 Euro hat der Vergabeausschuss der Aktion Arbeit in seiner Sitzung am
2. Dezember bewilligt. Insgesamt lagen dem Vergabeausschuss 12 Anträge mit einem
Gesamtvolumen von 172,700,92 Euro zur Entscheidung vor. Die bewilligten
Zuschüsse aus dem Solidaritätsfonds (ausschließlich Spendengelder) gingen an: 



Trier - Vertreter aus Politik,
Wirtschaft und Kirchen
haben in Trier ein Modell-
projekt vorgestellt, mit dem
benachteiligte Langzeit-
arbeitslose gefördert wer-
den sollen. "Wir lassen nie-
manden zurück", sagte Pro-
jektleiter Dr. Carl-Ludwig
Centner von der Hand-
werkskammer (HWK) Trier
bei der Vorstellung Ende
November in Trier. Unter-
stützt wird das Projekt von
der HWK, der "Aktion
Arbeit" des Bistums Trier,
der Evangelischen Kirche
im Rheinland, dem rhein-
land-pfälzischen Minister-
ium für Arbeit, Soziales,
Gesundheit, Familie und
Frauen und der ARGE Trier. 

In einer zweijährigen Pro-
jektphase soll insgesamt zehn
besonders schwervermittel-
baren Arbeitslosen durch
intensive Betreuung - auch
während des Beschäftigungs-
verhältnisses - eine neue
Perspektive gegeben wer-
den. Alle Teilnehmer sind
seit mehr als zwei Jahren
arbeitslos und sind von
mindestens zwei weiteren
Vermittlungshemmnissen
betroffen.

Sozialministerin Malu Dreyer
betonte, es sei der "Aktion
Arbeit" und der Evange-
lischen Kirche gelungen,
dieses "kleine, aber weg-
weisende Projekt" zu initi-

ieren und wichtige Partner
zu gewinnen:" Dr. Manfred
Bitter, Geschäftsführer der
HWK Trier, unterstrich die
gesellschaftliche Verant-
wortung der Wirtschaft:
"Ich halte es für unerläss-
lich, in den Bemühungen
nicht nachzulassen, auch
die Schwächsten in unsere
Arbeitswelt zu integrieren,
ihnen zu zeigen, dass sie
gebraucht werden und so
auch ihr Selbstwertgefühl
zu steigern." Für die Trierer
Sozialdezernentin Angelika
Birk müssen mehr finan-
zielle Mittel für Menschen
eingesetzt werden, denen
es schwerer falle, sich zu
integrieren. Bemerkens-
wert sei das Zusammenar-
beiten der verschiedenen
Institutionen: "Allianzen
machen stark."

Der Trierer Superintendent
Christoph Pistorius, der die
Evangelische Kirche im
Rheinland vertrat, unter-
strich den hohen Wert von
Arbeit heraus. "Arbeit ge-
hört zum Leben und er-
möglicht Teilhabe und An-
erkennung innerhalb der
Gesellschaft." 

Auf die wichtige Rolle der
Kirchen wies auch der
Trierer Dompropst Prälat
Werner Rössel hin: "Wir
müssen purem Egoismus
und selbstzerstörerischem
Kapitalismus entgegenwir-
ken", "wer den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt und
die Solidarität mit den
Schwächeren aufkündigt,
wird gesellschaftlichen Zer-
fall produzieren."

PROJEKTE

ALLIANZEN MACHEN STARK
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“Der ‘Saarland Sozialgip-
fel’ vermisst bei den ge-
planten Kürzungen im
Bundeshaushalt sowie im
Haushalt des Saarlandes
die soziale Balance. Nach
einem Rettungsschirm aus
Steuergeldern in Milliar-
denhöhe für die Verur-
sacher der Finanz- und
Wirtschaftskrise, die Ban-
ken und Finanzinstitute,
werden Arme, Kranke,
Arbeitslose und Behin-
derte, das heißt die
Schwächsten und Wehrlo-
sen in unserer Gesellschaft,
unverhältnismäßig hart von
den Einschnitten betrof-
fen.” Harte Kritik äußerte
der Sozialgipfel, in dem
auch die Aktion Arbeit mit-
arbeitet, auf einer öffent-
lichen Veranstaltung mit
dem Titel "Solidarität geht
anders. Unser Land in
Schieflage" Ende Novem-
ber in Saarbrücken. 

Die Regierungen und Par-
teien im Saarland wurden
aufgefordert, die geplanten
Einschnitte zurück zu neh-
men und armutsfeste
Sozialleistungen zu schaf-
fen. Starke Schultern müs-
sten tatsächlich mehr tra-
gen als Schwache. 
Auf einer Podiumsdiskus-
sion mit Ministerin
Annegret Kramp-Karren-
bauer (CDU), Cornelia
Hoffmann-Bethscheider
(SPD) und Prof. Dr. Heinz
Bierbaum (Die Linke) for-
derten zahlreiche Langzeit-
arbeitslose und Hartz IV-
Empfänger eine gerechtere
Behandlung durch den
Staat und seine Behörden.
Besonders der Umgang in
den Jobcentern lasse oft
jeden Respekt und das
Bemühen um ernsthafte,
zeitnahe Lösungen vermis-
sen. 

"Solidarität 
geht anders". 
Unser Land
in Schieflage.

Pressekonferenz mit Sozialministerin Malu Dreyer
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Die alten Ängste kriechen
wieder durch alle Ritzen.
Für die neue Bürgerarbeit
kommen nur "im öffent-
lichen Interesse liegende,
zusätzliche" Arbeiten in
Frage. Was für ein Unsinn! 

Ein Widerspruch in sich

Ziel der Bürgerarbeit ist es
laut Bundesarbeitsministe-
rium, "einen möglichst
hohen Anteil arbeitsloser
erwerbsfähiger Hilfebe-
dürftiger durch intensive
und konsequente Aktivie-
rung in den allgemeinen
Arbeitsmarkt zu integrie-
ren". Wie sollen Menschen
für das Arbeiten unter den
Bedingungen der gewerb-

“Zusätzlich” ist Unsinn!

Das Konto für Ihre
Spende:

3001399011
Pax Bank Trier
BLZ 585 602 94

weg." Der Vorwurf ist nicht
belegbar. Welcher Hand-
werksbetrieb ist durch die
Konkurrenz eines Beschäf-
tigungsbetriebs ernsthaft
ins Straucheln gekommen?
Die Vorstellung ist doch
absurd, dass die Wirt-
schaftmacht des deutschen
Handwerks von ein paar
Betrieben in Gefahr ge-
bracht werden könnte,
deren Ziel es ist, stark lei-
tungsgeminderten Lang-
zeitarbeitlosen eine sinn-
volle Beschäftigung zu
ermöglichen, und das noch
ohne Gewinnabsichten. Die
Existenz der Integrations-
betriebe für Menschen mit
Behinderungen zeigt die
Grundlosigkeit der Bedenken.

lichen Wirtschaft fitt
gemacht werden, wenn sie
nur arbeiten dürfen, wo
genau diese Bedingungen
fehlen? Die Qualifizie-
rungsbetriebe dürfen nur
Arbeiten ausführen, die
kein Handwerker auszu-
führen bereit ist (zusätz-
lich). Und damit sollen sie
noch Einnahmen erzielen,
um die Maßnahme zu
finanzieren.

Willkürliche Festlegung

Was "zusätzlich" und "im
öffentlichen Interesse"
meint, ist nirgends exakt
definiert. Es bleibt eine
Grauzone, die Willkürent-
scheidungen provoziert.

Schafft Nischen

"Zusätzlichkeit" schafft die
Nischenarbeitsplätze, die
sie verhindern will. Statt
Qualifizierungs- und Be-
schäftigungsbetriebe wie
jeden normalen Marktteil-
nehmer zu behandeln und
sie unter Konkurrenzdruck
in den ersten Arbeitsmarkt
zu integrieren, zwingt man
sie in Nischen, deren
Existenz man dann als ver-
zerrenden Wettbewerb be-
klagt.

Die Ängste sind unbe-
gründet

"Die nehmen den Hand-
werksbetrieben die Arbeit

Etwa 130.000 Euro konnte die Aktion Arbeit 2010 an
Spendeneingängen verbuchen. Diese Zahlen nannte
Geschäftsführer Rudolph Hammes auf der Beiratsit-
zung der Aktion Arbeit Ende letzten Jahres in Trier.
Bischof Stephan Ackermann, der an der Sitzung teil-
nahm, dankte den Beiratmitgliedern für ihr Engage-
ment und unterstrich den Stellenwert der Arbeitslosen-
initiative des Bistums. Besondere Beachtung fanden
Ausbildungs-Patenschaftsprojekte in den Dekanaten
Kirchen, Karden-Martental, Cochem-Zell, Wittlich,
Daun, Neunkirchen und Saarbrücken. Vier weitere
Projekte sind in Vorbereitung. Insgesamt ist ein großes
Engagement der ehrenamtlichen Patinnen und Paten
festzustellen. Diese helfen Hauptschul-abgängern, den
Schulabschluss zu erreichen und anschließend eine
Ausbildungs- oder Arbeitsstelle zu finden. Der Beirat
spracht sich einhellig den weiteren Ausbau der Pro-
jekte aus und beauftragte den Vergabeausschuss, hier-
für auch Finanzmittel aus dem Solidaritätsfonds zu
reservieren. Zur aktuellen Ar-beitsmarktpolitik äußerte
der Beirat deutlich seine Sorge, dass die mühsam
"erkämpfte" öffentlich geförderte Beschäftigung für
Langzeitarbeitslose wegzubrechen droht. Bischof
Ackermann plädierte dafür, die öffentlich geförderte
Beschäftigung auszubauen und dem tatsächlichen
Bedarf anzupassen anstatt sie zu kürzen. 

Beirat lobt Ausbildungspatenschaften

Verwirrend ist die Diskussion um die befristete Beschäftig-
ung. Jeder zweite neu abgeschlossene Arbeitsvertrag ist be-
fristet, sagen die Kritiker. Neun von zehn Beschäftigten
haben keine Befristung, sagen die Befürworter. Insgesamt
ist die befristete Beschäftigung von 2005 bis 2009 von 10,1
auf 10,5 % gestiegen. Untersuchungen sagen andererseits,
dass befristet beschäftigte Vollzeitarbeitnehmer nur drei
Viertel der unbefristet beschäftigten Kollegen verdienen.


